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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Bewertungsfreiheit (Sonderabschreibungen 
im Bereich der deutschen Küstenschiffahrt) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Apel, Grobecker^ 
Haar (Stuttgart), Ollesch und Genossen 
— Drucksache VI/1621 — 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesmini- 
ster der Finanzen wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbesondere im Bereich 
der deutschen Küstenschiffahrt die Zahl der geplanten und in 
Arbeit genommenen Neubauaufträge weiterhin so sehr zuge- 
nommen hat, daß in der Zukunft mit Überkapazität und Be- 
schäftigungsmangel gerechnet weren muß? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zahl der geplanten 
und in Arbeit genommenen Neubauaufträge im Bereich der 
deutschen Küstenschiffahrt relativ groß ist. Der hohe Auftrags- 
bestand wird von der Schiffbauindustrie zwar sehr begrüßt, 
bereitet aber vor allem dem Küstenschiffahrtsgewerbe selbst 
zunehmend Sorgen, da nicht auszuschließen ist, daß die vielen 
Neubauten bei einem etwaigen Rückgang der gegenwärtig 
allerdings noch günstigen Konjunktur auf diesem Teilmarkt der 
Seeschiffahrt zu einem zumindest vorübergehenden Überange- 
bot an Tonnage mit seinen nachteiligen Folgen für die Ertrags- 
lage der Küstenschiffahrt als Ganzes führen könnten. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung, geeignete Sdiritte und Maß- 
nahmen einzuleiten, um ein vernünftiges Wachstum und die 
wirtschaftliche Existenz der deutschen Küstenschiffahrt für die 
Zukunft zu sichern? 


Die Bundesregierung kann das Wachstum der Küstenschiffahrt 
nur sehr begrenzt beeinflussen. Sie hat das bereits seit einigen 
Jahren getan, indem sie bei der Förderung von Schiffsneubauten 
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für den Küstenschiffsbexeich durch Bundesmittel im Rahmen 
der jährlichen Neubauförderungsprogramme besondere Zurück- 
haltung übte. Außerdem wird die geplante Einschränkung der 
Sonderabschreibungen nach § 82 f EStDV sich mit Sicherheit 
auch auf die künftigen Neubauinvestitionen im Bereich der 
Küstenschiffahrt dämpfend auswirken und damit auf längere 
Sicht dazu führen, daß ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
Transportbedarf und Tonnageangebot wieder das Wachstum 
der Küstenschiffahrt bestimmen wird. 


3, Ist insbesondere durch eine weitere Verlängerung der vorge- 
schriebenen Nichtveräußerungsfrist eine Reduzierung der schiff- 
fahrtsfremden Investitionen zu erwarten? 

Nach Auffassung der Bundesregierung könnte allenfalls eine 
erhebliche Verlängerung der gegenwärtigen, zur Vermeidung 
des Verlustes der Steuervorteile einzuhaltenden Nichtveräuße- 
rungsfrist von 8 Jahren die Investitionsneigungen schiffahrts- 
fremder Kreise fühlbar vermindern. Eine derartige Ausdehnung 
der Bindungsfrist würde aber auf schiffahrtspolitische Bedenken 
stoßen, weil sie dazu führen könnte, daß im Hinblick auf die 
steuerlichen Auswirkungen das rechtzeitige Abstoßen nicht 
mehr wettbewerbsfähiger Schiffe unterbleibt und ihr Ersatz 
durch moderne Neubauten über Gebühr hinausgeschoben wird. 
Die teilweise stürmische Entwicklung der Schiffahrtsmärkte und 
der Schiffbautechnik in den letzten Jahren hat gezeigt, daß im 
scharfen internationalen Wettbewerb nur die Schiffahrtsunter- 
nehmen bestehen können, die ihre Tonnage laufend auf dem 
höchstmöglichen Leistungsstand halten. Daraus folgt ein Zwang 
zu ständigen Anpassungs- und Ersatzinvestitionen, die nicht 
durch nachteilige steuerliche Auswirkungen bei der Veräuße- 
rung der zu ersetzenden Schiffe behindert werden sollten. 


4. Sieht die Bundesregierung ferner eine Modifizierung der steuer- 
lichen Bewertungsfreiheit vor? 


Die Bewertungsfreiheit für Schiffe und Luftfahrzeuge nach 
§ 82 f EStDV ist in letzter Zeit zunehmend von Steuerpflichti- 
gen mit hohen Einkommen als Instrument einer bevorzugten 
Vermögensbildung ausgenutzt worden. Die Bundesregierung 
hat zur Beseitigung dieser aus gesellschaftspolitischen Gründen 
unerwünschten Auswirkungen beschlossen, die Ermächtigung 
in § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe w EStG, auf der § 82 f EStDV 
beruht, mit sofortiger Wirkung einzuschränken. Die Einschrän- 
kung ist im Entwurf eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 
1971 enthalten, den die Bundesregierung am 17. Dezember 1970 
beschlossen hat. Sie sieht in Anlehnung an die Regelung in 
§ 3 Abs. 3 des Entwurfs eines Zonenrandförderungsgesetzes 
vor, daß die Sonderabschreibungen bei dem Gewerbebetrieb, 
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zu dessen Betriebsvermögen das Schiff oder Luftfahrzeug ge- 
hört, nicht zur Entstehung oder Erhöhung eines Verlustes füh- 
ren dürfen. Im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse in der 
deutschen Handelsschiffahrt, insbesondere den hohen Kapital- 
bedarf, hat die Bundesregierung für diesen Bereich eine Aus- 
nahmeregelung vorgesehen. Danach kann auf Antrag zugelas- 
sen werden, daß die Sonderabschreibungen für Handelsschiffe 
zur Hälfte zur Entstehung oder Erhöhung eines Verlustes 
führen dürfen, wenn die Handelsschiffe zu mindestens 30 v. H. 
mit Eigenmitteln finanziert werden. 

Die Einschränkungen sollen erstmals für Schiffe gelten, die nach 
dem 16. Dezember 1970 angeschafft oder hergestellt werden. 
Auf Schiffe, die vor dem 17. Dezember 1970 bestellt und ange- 
zahlt worden sind oder mit deren Herstellung der Steuer- 
pflichtige vor diesem Stichtag begonnen hat, sollen die Ein- 
schränkungen aus Gründen des Vertrauensschutzes keine An- 
wendung finden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit dieser Rege- 
lung den gesellschaftspolitischen Erfordernissen Rechnung ge- 
tragen wird, ohne daß die schiffahrtspolitische Zielsetzung der 
Bewertungsfreiheit gefährdet wird. 


5. Wie ist in diesem Zusammenhang die jährliche Abwrackhilfe des 
Bundes für die westdeutschen Küstenmotorschiffe aber zu be- 
urteilen, wenn gleichzeitig über die Förderung der Ausweitung 
des Schiffsbestandes durch die oben angesprochene Bewertungs- 
freiheit die Gesamtkapazität erweitert wird? 

Nach Auffassung der Bundesregierung besteht kein wider- 
sprüchlicher Zusammenhang zwischen der gegenwärtigen Ab- 
wrackaktion für Küstenmotorschiffe und dem Anreiz zu Schiffs- 
neubauten durch die Sonderabschreibungsmöglichkeiten nach 
§ 82 f EStDV, Die im Juli 1970 nur für Küstenmotorschiffe bis 
300 BRT und nur für einen kurzen Zeitraum eingeführten Ab- 
wrackhilfen — Anträge können zur Vermeidung des Ausschlus- 
ses nur bis zum 15. Januar 1971 gestellt werden — sind nach 
ihrer Zielsetzung und Anlage nicht dazu bestimmt, einen zur 
Zeit auch nicht gegebenen Tonnageüberhang im Bereich der 
Küstenschiffahrt abzubauen. Die Abwrackhilfen sollen vielmehr 
— unter Beachtung auch sozialer Aspekte — das aus schiffahrts- 
politischen Gründen erwünschte Abwracken kleiner, überalter- 
ter und nicht zuletzt auch wegen erheblicher Veränderungen 
in der Verkehrsstruktur (Fährdienste, Vogelfluglinie etc.) un- 
wirtschaftlicher Schiffe erleichtern bzw. überhaupt erst ermög- 
lichen. Im Bereich dieser Schiffsgrößen sind im übrigen keine 
Neubauten durch die Möglichkeiten des § 82 f EStDV ausgelöst 
worden. 


In Vertretung 

Wittrock 
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